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Der Verein „Mach meinen Kumpel 
nicht an! e. V.“ verurteilt die Angrif-
fe von Angehörigen der islamischen 
Sekte der Salafisten auf Polizistin-
nen und Polizisten am 5. Mai 2012 
in Bonn auf das Schärfste. Auch die 
unsägliche Provokation der rechts-
extremen Partei Pro NRW rechtfer-
tigt die Ausschreitungen, bei denen 
29 Polizistinnen und Polizisten ver-
letzt wurden, davon zwei schwer, in 
keiner Weise. 
Gleichzeitig weist der Kumpel-
verein darauf hin, dass er weiter-
hin gemeinsam mit Vertretern von 
Gewerkschaften, zivilgesellschaft-
lichen Organisationen und den in 
Deutschland vertretenen Religi-
onsgemeinschaften aktiv gegen 
die islamfeindlichen Provokationen 
von Pro NRW vorgehen wird – so 
wie das zum Beipsiel Ende April in 
Essen-Kray auf friedliche Weise er-
folgreich praktiziert wurde. 
Im übrigen erwartet der Verein 
„Mach meinen Kumpel nicht an!  
e. V.“ von der Politik und der Justiz, 
die Volksverhetzung von Pro NRW 
zu unterbinden. Rassismus, Frem-
denfeindlichkeit, Antisemitismus 
und Islamfeindlichkeit stören nicht 
nur das friedliche Zusammenleben 
in Deutschland, sondern widerspre-
chen zutiefst den demokratischen 
Grundfesten dieser Gesellschaft.

fällen verliefen die Proteste fried-
lich. Bereits im Vorfeld hatte sich 
praktisch die ganze Stadt gegen 
den Nazi-Aufmarsch gestellt. Die 
Liste der Unterzeichner des Aufrufs, 
sich gegen den Aufmarsch zu weh-
ren, reicht vom Oberbürgermeister 
über alle demokratischen Parteien 
bis zu den Gewerkschaften und Ar-
beitgeberorganisationen. Initiator 
war der ehrenamtliche Vorsitzen-
de des DGB-Keisverbands Bonn/ 
Rhein-Sieg, Ingo Degenhardt. Sein 
Fazit der Arbeit im Vorfeld: „Bonn 
ist unsere Stadt, Bonn ist eine 
bunte und internationale Stadt. 
Mit dem ‚Bündnis Bonn – Nazi-
frei‘ ist es uns gelungen, wichti-
ge gesellschaftliche Gruppen zu 
bündeln. Damit ist ein überwäl-
tigender Erfolg in kürzester Zeit 
gelungen.“ Wörtlich hieß es im 
Aufruf: „Wir, die Unterstützerinnen 
und Unterstützer, wenden uns mit 
vielfältigen und friedlichen Akti-
onen gegen Rechtsradikalismus. 
Wir fordern alle Bürgerinnen und 
Bürger auf, sich an den jeweiligen 
friedlichen Aktionen und Protes-

ten zu beteiligen und auch selbst 
mit kreativen Mitteln aktiv gegen 
Rechtsradikalismus zu werden. 
In Bonn gibt es keinen Platz für 
Naziaufmärsche, Geschichtsre-
visionisten, Antisemitismus, Is-
lamfeindlichkeit und Rassismus.“  
Wichtig war es – so Jörg Mährle 
von der DGB-Region Köln-Bonn –, 
dass sich alle in dem Aufruf wie-
derfinden. Unter diesem gemeinsa-
men Dach konnte dann jeder seiner 
Kreativität freien Lauf lassen, um 
friedlich gegen Rechts zu demons-
trieren. Und dass der Senioren- 
arbeitskreis der katholischen Ge-
meinde andere Ideen hat als die 
Antifa dürfte wohl nahe liegen, 
meint Jörg Mährle.

Rund 200 Neonazis hatten sich am 
1. Mai 2012 im Bonner Stadtteil 
Beuel zu einem Aufmarsch versam-
melt. Empfangen wurden sie von 
mehreren Tausend Gegendemons-
tranten. Kundgebungen, Mahnwa-
chen, Gottesdienste oder einfach 
laute Karnevalsmusik am Weg 
der Rechten, um deren Parolen 
zu übertönen – die Menschen in 
Bonn-Beuel machten den Neona-
zis klar, dass sie unerwünscht sind. 
Außer einigen kleineren Zwischen-

Am 16. März 2012 wurden in Düs-
seldorf die Preise des Wettbewerbs 
„Die Gelbe Hand“ verliehen (siehe 
aktiv + gleichberechtigt Ausgabe 
März 2012). Jetzt wirft der nächs-
te Wettbewerb seine Schatten vo-
raus. Für diesen, den inzwischen 
siebten Wettbewerb, haben der 
baden-württembergische Minister-
präsident Winfried Kretschmann 
(Bündnis 90/ Die Grünen) und der 
Vorsitzende der Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG), Alex-
ander Kirchner, die Schirmherr-
schaft übernommen. 
Beim Wettbewerb „Die Gelbe 
Hand“ sind Jugendliche und jun-
ge Erwachsene, die sich in einer 

Ausbildung befinden, aufgerufen, 
sich mit dem Thema Rechtsextre-
mismus und Fremdenfeindlichkeit 
auseinanderzusetzen und ihre Bei-
träge einzureichen. Die Form kann 
frei gewählt werden. Beim letzten 
Wettbewerb waren eine Power-
Point-Präsentation, Filme und eine 
Öffentlichkeitsaktion unter den 
Preisträgern. Es gab auch schon 
prämierte selbst komponierte und 
vorgetragene Musikstücke.
Über die genauen Teilnahmebedin-
gungen für den Wettbewerb „Die 
Gelbe Hand“ informieren wir in der 
Juli/August-Ausgabe von „aktiv + 
gleichberechtigt“.

05/2012

Die Botschaft der Menschen in Bonn-Beuel 
ist eindeutig.



RECHTE VORURTEILE REICHEN BIS 
IN DIE MITTE DER GESELLSCHAFT
SPD diskutierte Konsequenzen aus der Mordserie des NSU

RECHTSEXTREMISMUS IN BAYERN
Lesenswerte Broschüre des bayerischen DGB 

„Rechtsextremismus bekämpfen 
und Opfer schützen“ war das The-
ma einer Veranstaltung des SPD- 
Landesverbandsforums „Gegen 
Rechts“ am 12. April 2012 in Han-
nover. Den Hintergrund bildete die 
Suche nach den Konsequenzen aus 
der Mordserie der Zwickauer Ter-
rorzelle. Die Leiterin des Forums, 
Sigrid Leuschner MdL, konnte über 
150 Gäste begrüßen, darunter 
viele Vertreterinnen und Vertreter 
staatlicher Einrichtungen sowie 
von Vereinen und Verbänden. Der 
Verein „Mach meinen Kumpel 
nicht an!“ war mit einem eigenen 
Informationsstand vertreten. 
Der SPD-Landesvorsitzende und 
Oberbürgermeister von Hannover, 
Stephan Weil, verwies in einem 
Grundsatzreferat darauf, dass 
rechte Vorurteile bis in die Mitte 
der Gesellschaft reichen: „Es sind 
nicht in erster Linie Kahlköpfe mit 
Springerstiefeln, die uns Sorgen 
machen lassen müssen“, man habe 
es oftmals vielmehr mit „zutiefst 
bürgerlichen Menschen zu tun“.
Bei der Bekämpfung des Rechtsex-
tremismus plädierte Weil für Prä-
vention. Junge Menschen, die Iso-
lation, Angst und Verunsicherung 
erlebten, seien besonders anfällig 
und suchten dann u. U. Geborgen-
heit in rechtsextremen Gruppen. 

Daneben müsse es ebenso die Re-
pression geben. Nur eine Mischung 
von beidem sei für ihn der richtige 
Ansatz. In diesem Zusammenhang 
forderte er ein NPD-Verbot. Völlig 
unvorstellbar sei es bislang für ihn 
gewesen, dass die Zwickauer Ban-
de über Jahre hinweg in Deutsch-
land unerkannt habe Morde bege-
hen können. Besonders schlimm 
habe er zudem empfunden, dass 
sogar die Opfer selbst unter Ver-
dacht geraten seien. 
In einer anschließenden Podiums-
diskussion berichtete Sebastian 
Edathy MdB aus der Arbeit des 
Untersuchungsausschusses des 
Bundestages zur Zwickauer Ter-
rorzelle. Es handle sich um den 
ersten Ausschuss dieser Art, der 
mit Zustimmung aller Fraktionen 
eingerichtet worden sei. Edathy 
erklärte, schon jetzt stellten sich 
zahllose Fragen, z. B. danach, was 
dazu geführt habe, polizeiliche 
Sonderkommissionen tendenziös 
mit „Bosporus“ oder „Halbmond“ 
zu bezeichnen. Allein solche Be-
zeichnungen ließen Zweifel daran 
aufkommen, dass die polizeilichen 
Ermittlungen mit der nötigen Un-
voreingenommenheit und Offen-
heit auch für die Möglichkeit eines 
rechtsextremen Hintergrundes ge-
führt worden seien.

ven lokalpolitische Aktivitäten zu 
entfalten und haben es so in die 
Stadträte von Nürnberg und Mün-
chen geschafft. 
Im zweiten Teil der Broschüre wird 
der Versuch der Rechten, soziale 
Themen zu instrumentalisieren, 
analysiert und zurechtgerückt. Und 
es werden Beispiele benannt, wie 
Stimmung gegen Gewerkschaften 
gemacht wird. „Volksfeindliche 
Gewerkschaftsbonzen“ ist da noch 
von der harmloseren Sorte. 
Der dritte Teil der Broschüre greift 
zunächst aus einer etwas theoreti-
scheren und historischen Sicht Fra-
gen der sozialen Demagogie von 
Rechts auf und wirft einen Blick 
auf die Rolle von Thilo Sarrazin als 
„ein Scharnier zwischen rechts-
konservativ und rechtsextrem“.
Schließlich verweisen die Autoren 
auf Untersuchungen, denen zu-
folge rechtsextreme Einstellungen 
unter Gewerkschaftsmitgliedern 
ebenso häufig sind wie unter Un-
organisierten. Sie benennen mög-
liche Gründe und Ursachen und 
diskutieren, wo Gewerkschaften 
ansetzen müssen.
„Rechtsextremismus in Bayern – 
Befunde, Argumente, Gegenstra-
tegien“ kann auf der Internetseite 
des DGB-Bezirks Bayern herunter-
geladen werden: 
www.bayern.dgb.de 

„Rechtsextremismus in Bayern – 
Befunde, Argumente, Gegenstra-
tegien“ ist der Titel einer Broschü-
re, die vom DGB-Bezirk Bayern 
herausgegeben wurde. 
Die Broschüre beginnt mit einer 
äußerst kenntnisreichen Übersicht 
über die rechtsextreme Szene in 
Bayern. Diese bemüht sich einer-
seits um eine Art bürgerliches Auf-
treten und tritt andererseits mit ei-
ner militanten Radikalität auf. Das 
gilt gleichermaßen für die NPD wie 
für die „Kameradschaften“, die 
inzwischen zusammengeschlossen 
im „Freien Netz Süd“ die einfluss-
reichste neonazistische Organisa-
tion darstellen. Beide versuchen 
über die Form von Bürgerinitiati-

UNGEBETENER BESUCH
Proteste gegen Pro NRW in Essen-Krey

Ungebetenen Besuch bekam der 
Essener Stadtteil Kray am 28. Ap-
ril 2012. Die rassistische Partei Pro 
NRW startete an diesem Tag ihren 
Wahlkampf in der Nähe der Ya-
vuz Sultan Selim Moschee. Rund 
50 Anhänger von Pro NRW hatten 

sich eingefunden und wurden von 
rund 400 Demonstranten gebüh-
rend empfangen. Aufgerufen hatte 
das Bündnis „Essen-Kray stellt sich 
quer“, das von Politikern, Gewerk-
schaften, Kirchen und Migranten-
organisationen unterstützt wird. 
Mit islamfeindlichen Karikaturen 
wollte Pro NRW die Stimmung an-
heizen. Michael Zühlke vom DGB 
warf in seiner kurzen Rede die Frage 
auf, ob den Neonazis nicht zu viel 
Aufmerksamkeit geschenkt werde. 
Seine Antwort: „Wir müssen denen 
Aufmerksamkeit schenken. Wir müs-
sen sie beobachten. Wir müssen den 
Finger darauf halten. Denn in dem 
Moment, wo wir nicht hinsehen, 
dann werden diese Menschen zu 
Raubtieren und schlagen zu.“ 
Der Bezirksbürgermeister Arnold 
Kraemer erinnerte an die Morde der 
Zwickauer Nazi-Zelle und erklärte: 
„Wir werden uns nicht auf die so 

genannte Bekämpfung des Rechts-
extremismus von Seiten staatlicher 
Organe verlassen, die es nicht schaf-
fen, rechten Umtrieben einen Riegel 
vorzuschieben. Wir werden auch 
weiterhin alles dafür tun, um die Na-
zis an die Öffentlichkeit zu zerren.“ 

Parallel zum Protest gegen die rassis- 
tische Pro NRW fand in der Moschee 
in Essen-Kray eine interkonfessionel-
le Begegnung statt. Daran nahmen 
der Imam, evangelische und katholi-
sche Geistliche sowie der Leiter der 
jüdischen Synagoge teil.

Auch im niederrheinischen Moers wehrten sich die Bürgerinnen und Bürger gegen einen 
Aufmarsch von Pro NRW



Rund 420.000 Menschen beteilig-
ten sich am 1. Mai, dem Tag der 
Arbeit, bundesweit an den Kund-
gebungen des DGB, die unter dem 
Motto „Gute Arbeit in Europa 
– Gerechte Löhne, Soziale Sicher-
heit“ standen. Viele der Rednerin-
nen und Redner setzten sich auch 
mit der Frage Rechtsextremismus 
und Fremdenfeindlichkeit ausein-
ander.
In Stuttgart erklärte der DGB-Vor-
sitzende Michael Sommer:
„Etwa 50 Kilometer von hier ent-
fernt wurde am 25. April 2007, 
also vor fast genau fünf Jahren, 
die Polizistin Michèle Kiesewetter 
ermordet. Sie wurde erschossen 
von einer Nazi-Mörderbande, wie 
acht andere Menschen zuvor. Und 
wir wissen alle nicht, ob es nicht 
noch mehr Nazis im Untergrund 
gibt, die gemordet haben oder 
weiter morden.
Und selbst wenn sie nicht mor-
den, versuchen sie Angst und 
Schrecken zu verbreiten. Sie tun 
harmlos auf Volksfesten, führen 
sich auf wie harmlose Bürger und 

Den Menschen in Neumünster blieb 
der geplante Aufmarsch der NPD am 
1. Mai (siehe „aktiv – gleichberech-
tigt“ April) erspart. Die angereisten 
Neonazis waren nicht wie geplant 
am Hauptbahnhof ausgestiegen, 
sondern eine Station vorher. Von da 
aus versuchten sie über eine nicht 
angemeldete Route zum eigentli-

chen Treffpunkt zu gelangen. Als sie 
Transparente entrollten erteilte die 
Polizei Platzverweise. Die Neonazis 
ignorierten das und wollten weiter-
ziehen. Daraufhin wurde zuerst der 
als Redner angekündigte NPD-Chef 
aus Mecklenburg-Vorpommern, Udo  
Pastörs, von zwei Polizisten an den 
Armen gepackt und unter dem Bei-

fall von Demonstranten gegen den 
Aufmarsch in einen Bus für Gefan-
genentransporte gebracht. Danach 
wurden die knapp 100 anderen 
Neonazis in Gewahrsam genom-
men. Nach Feststellung der Perso-
nalien wurden sie wieder entlassen. 
Die Kundgebung fiel aus.
Die 2.000 Demonstranten gegen 

den Aufmarsch konnten in der In-
nenstadt ein buntes Bürgerfest mit 
Musik, Kleinkunst und zahlreichen 
Infoständen feiern. Angesichts der 
anstehenden Landtagswahl waren 
auch zahlreiche Spitzenpolitiker aus 
Schleswig-Holstein und dem Bund 
nach Neumünster gekommen. 

kaschieren so, was sie in Wahr-
heit sind: Menschenverachtende 
Ausländerhasser, verbohrte Fein-
de unserer Demokratie, Rassisten, 
Antisemiten, die nichts begriffen 
haben.
Diesen braunen Sumpf müssen 
wir austrocknen. Wir werden de-
nen die Stirn bieten, wo immer sie 
es wagen, ihr Gift zu verspritzen. 
Mörder und Menschenverachter 
müssen bestraft werden. 
Wir suchen mit denen auch kei-
ne geistige Auseinandersetzung. 
Ewig Gestrige kann man nicht 
bekehren, die muss man bekämp-
fen. Bei Menschenverachtung gibt 
es auch keine Toleranz. Und eine 
Demokratie, die sich ernst nimmt, 
bekämpft ihre Feinde, statt sie di-
rekt oder indirekt zu finanzieren.
Deshalb fordern wir das Ver-
bot der NPD und aller ihrer 
Tarn- und Nachfolgeorganisatio-
nen. Deswegen wollen wir, dass 
energisch gegen alte und neue 
Nazis vorgegangen wird, statt die 
jungen Leute zu gängeln und je-
nen Initiativen das Leben schwer 

AM 1. MAI GEGEN RECHTS
Gewerkschaften fordern NPD-Verbot

GRUND ZUM FEIERN
NPD-Aufzug in Neumünster aufgelöst

zu machen, die gegen die Nazis 
kämpfen.“
In Hamburg griff der 1. Vorsitzen-
de der IG Metall, Berthold Huber, 
das Thema auf:
„Da eines der Opfer der Nazi-
Zelle Hamburger war, muss hier 
klargestellt werden: Zwei Unter-
suchungsausschüsse reichen nicht 
aus. Die NPD muss endlich verbo-
ten werden. Und: Die Zivilgesell-
schaft muss den Nazis couragiert 
entgegentreten.“
Der stellvertretende Vorsitzende 
der IG BCE, Ulrich Freese, erklärte 
in seiner Mai-Rede im westfäli-
schen Lünen:
„Rechtsextreme Gewalt in ganz 
Europa, ob in Deutschland, in 
Schweden oder Frankreich, mahnt 
uns das freiheitliche und vielfälti-
ge Zusammenleben noch stärker 
zu verteidigen. Wir müssen Flagge 
zeigen gegen Naziterror. Es gilt, 
den Ideen und Taten der Rechts-
extremisten unsere Werte entge-
genzusetzen.
Die Politik ist aufgefordert, an-
gesichts der Eurokrise die Ängste 

der Menschen ernst zu nehmen 
und soziale Ungerechtigkeiten zu 
beseitigen. Integration muss ge-
fördert und die gesellschaftliche 
Teilhabe verbessert werden. 
Wir fordern endlich ein NPD-Ver-
bot und ein geschlossenes Vorge-
hen gegen die Nazipropaganda 
an allen Verbreitungsorten. Gegen 
Rechtsradikalismus müssen alle 
Gewerkschaften zusammenste-
hen und gemeinsam vorgehen. 
Die NPD ist eine verfassungs-
feindliche Partei. Sie bekämpft die 
Grundwerte einer offenen, demo-
kratischen und freien Gesellschaft. 
Deshalb hat diese Partei in den 
Parlamenten nichts zu suchen.
Unser Maßstab sind die Men-
schenrechte. Für uns steht der 
Mensch im Mittelpunkt. Wir sor-
tieren nicht nach Geburtsort, 
Hautfarbe, religiöser oder politi-
scher Überzeugung.
Deshalb heißt unser Slogan als 
Gewerkschaft ‚Mach meinen 
Kumpel nicht an‘. Für Gleichbe-
rechtigung, gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus.“

1. Mai in Duisburg. Kolleginnen und Kollegen von ThyssenKrupp.

1. Mai in Bielefeld
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AUS DER PRAXIS FÜR DIE PRAXIS
Good-Practice-Datenbank seit Anfang des Jahres online

Seit 2006 besteht die Vielfalt-Me-
diathek, die gemeinsam vom Infor-
mations- und Dokumentationszen-
trum für Antirassismusarbeit (IDA 
e.V.) und dem DGB Bildungswerk 
betrieben wird. Und seither wird 
das Angebot kontinuierlich erwei-
tert und umfasst mittlerweile über 
1.500 Bildungsmaterialien, die kos-
tenlos zum Verleih oder Download 
zur Verfügung stehen – eine um-
fassende Sammlung der Ergebnisse 
aus Projekten der verschiedenen 
Programme der Bundesregierung 
gegen Rechtsextremismus, Rassis-
mus und Antisemitismus.
Unter www.vielfalt-mediathek.de  
können Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren aus Jugendverbän-
den, Lehrkräfte, Eltern, Jugendli-
che, Verantwortliche in Betrieben, 

Politik oder Verwaltung Materialien 
herunterladen. Eine Suchfunktion 
nach Projekten, Mediengattung, 
Zielgruppe oder nach Schlagworten 
ermöglicht eine gezielte Recherche. 
Zudem wird regelmäßig auf aus-
gewählte Neuerscheinungen hin-
gewiesen. Unter anderem sind das 
Bildungsmaterialien zu Rechtsext-
remismus, Rassismus und Antisemi-
tismus, zur lokalen NS-Geschichte 
oder interkulturellem Lernen.
Neu herausgegeben wurde jetzt 
eine Postkartenserie. Wer die Viel-
falt-Mediathek unterstützen möch-
te, kann dies tun, indem er oder 
sie die Postkartenserie verteilt und 
auslegt: im Jugendzentrum, auf 
Veranstaltungen, in Betrieben, bei 
Stadtteilfesten etc. Wer Interesse an 
der Serie hat, kann sich melden un-
ter: mediathek@idaev.de
Aktuell wird die Vielfalt-Mediathek 
im Rahmen der Bundesprogramme 
„TOLERANZ FÖRDERN – KOMPE-
TENZ STÄRKEN“ und „XENOS – In-
tegration und Vielfalt“ gefördert.

nalräte/Vertrauensleute, breite Öf-
fentlichkeit, Jugendliche/Auszubil-
dende/SchülerInnen, LehrerInnen/ 
MultiplikatorInnen, Unternehmen/
Verwaltungen, Vereine/NGO;
- Arten des Projekts: Aktivitäten 
im Betrieb, Beratungsangebote, 
Bildungsarbeit, Konferenzen/Ta-
gungen, Netzwerke und Koopera-
tionen, Projekt- und Gedenktage / 
Ausstellungen, Präsenz auf Straßen 
und Plätzen u.a. Demonstrationen, 
Veröffentlichungen und Materi-
alien, Webseiten, Wettbewerbe; 
- Reichweite: bundesweit, grenz-
überschreitend, landesweit, lokal, 
regional.

Die Good-Practice-Datenbank fin-
det sich auf der Webseite: 
www.gelbehand.de/praxisbeispiele 

Seit Anfang 2012 bietet der Kum-
pelverein eine neue Datenbank 
„Gute Beispiele aus der Praxis für 
die Praxis“ an. Die Datenbank ist 
eine sehr gute Arbeitshilfe insbe-
sondere für ehrenamtliche und 
hauptamtliche Gewerkschafterin-
nen und Gewerkschafter, Betriebs-
rätinnen und -räte, Vertrauensleute, 
Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung, Berufsschulen und Betriebe, 
die zur Bekämpfung von Rassismus 
und Rechtsextremismus aktiv bei-
tragen möchten. 
Die Datenbank dokumentiert vor-
bildliche Aktivitäten gegen Rechts-
extremismus,  Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit sowie für 
Gleichbehandlung in der Arbeits-
welt und regt zur Nachahmung an. 
Die einzelnen Beiträge beschreiben 
die Ziele und Hintergrunde von 
Aktionen sowie deren thematische 
Schwerpunkte und  Ablauf. Sie in-
formieren über Träger und Zielgrup-
pen. Die Recherche erleichtert eine 
differenzierte  Suchmaske, die eine 
gezielte Suche entsprechend den 
eigenen Interessen ermöglicht. Die 
Interessierten haben folgende Such- 
optionen zur Auswahl:
- Träger: DGB; IG BAU, IGBCE, 
EVG, GdP, GEW, IG Metall, Ge-
werkschaft NGG, ver.di, gewerk-
schaftliche Bildungseinrichtungen, 
gewerkschaftsnahe Einrichtungen, 
Betriebsräte/Personalräte/JAV, Be-
triebe/Verwaltungen; 
- Themen: Antidiskriminierung, 
Antirassismus, Antisemitismus, Ar-
beitsmigration allgemein, Fremden-
feindlichkeit, Gleichbehandlung, In- 
tegration, Interkulturelle Öffnung, 
Rechtsextremismus; 
- Zielgruppen: Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, Betriebs-/Perso-
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1.	 Klaus Beck, DGB, Vorstandsekretär beim 
Bundesvorstand, Berlin

2.	 Christine Behle, ver.di, Bundesvorstands-
mitglied, Berlin

3.	 Johann Haller, Mitglied im Rat der Stadt 
Bockenem, Bockenem

4.	 IG BCE Bezirk Hamm
5.	 Matthias Littau, IG Metall, Vertrauens-

mann VW, Wolfsburg
6.	 Andreas Meyer-Lauber, GEW, Vorsitzen-

der des DGB NRW, Düsseldorf

7.	 Stefanie Nutzenberger, ver.di, Bundes-
vorstandsmitglied, Berlin 

8.	 Christian Schick, NGG, Gewerkschafts-
sekretär Region Mittelbaden-Nord-
schwarzwald, Kehl

9.	 Horst Seel, IG BCE, Ressortleiter beim 
Hauptvorstand, Hannover

10.	Katja Steinhauf, IG BCE, Vertrauensfrau 
Fa. Honeywell Bremsbelag, Glinde

Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnte der Verein „Mach meinen Kumpel nicht an!“ neue 
Fördermitglieder gewinnen. Unter anderem auch die Kolleginnen Christine Behle und 
Stefanie Nutzenberger, beide Mitglied des ver.di Bundesvorstandes. An dieser Stelle 
heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für ihre Unterstützung.
Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finan-
zielle und ideelle Unterstützung!

In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36€im Jahr) als auch durch eine Spen-
de. Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich abgesetzt 
werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung ausgestellt. 
Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, durch aktives Eintre-
ten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz 
und in der Gesellschaft. 

Wir sind für jeden Beitrag dankbar!
Vielen Dank 
Giovanni Pollice
Vorstandsvorsitzender


